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Der Stadtrat wird beauftragt, dem Gemeinderat eine Vorlage zur Reorganisation der Schulbe­
hörden in der Stadt Zürich vorzulegen, die das Fundament für eine zukunftsfähige Organisati­
ons- und Führungsstruktur der Stadtzürcher Volksschule legt. Oberster Grundsatz dieser Re­
organisation ist eine starke demokratische Verankerung der Volksschule in der Stadt Zürich. 
Zielsetzung ist es, die Funktionen und Kompetenzen der einzelnen Behördenebenen (Kreis­
schulbehörden, Schulpflege, Stadtrat) und die entsprechenden Führungs- und Aufsichtsstruk­
turen zu klären. Ebenso soll das Aufgabenportfolio der Kreisschulbehörden so ausgestaltet 
werden, dass die Funktion auch zukünftig für gewählte Mitglieder der Laienbehörde attraktiv 
und qualifizierend ist. 
Für die Erarbeitung der Vorlage ist ein zweistufiges Vorgehen zu wählen: Bevor der Stadtrat 
eine entsprechende Weisung erarbeitet, soll ein per Losverfahren zusammengesetztes Gre­
mium aus einer geeigneten Anzahl interessierter Einzelpersonen der Bevölkerung unter unab­
hängiger Führung Empfehlungen für die Grundpfeiler einer künftigen, am Grundsatz der de­
mokratischen Verankerung orientierten Organisation der Schulbehörden in der Stadt Zürich 
verfassen. Diese Empfehlungen sind bei der Ausarbeitung der Vorlage zu berücksichtigen und 
dem Gemeinderat für die Beratung der Weisung vorzulegen. Sie haben aber keinen Beschlus­
scharakter. Das Gremium konstituiert sich selbst und soll Expertinnen und Experten zu den 
Beratungen beziehen können. 

Begründung 

Spätestens die Debatte rund um die Vorlage zur Reorganisation der Schulbehörden (VBE, 
Abschaffung der SK SSA) hat gezeigt, dass es im Bereich der Schulbehördenorganisation 
Überprüfungsbedarf gibt. Dieser betrifft unter anderem die Rolle der Laienbehörden, deren 
Kompetenzen und Zuständigkeiten in den letzten Jahren zunehmend eingeschränkt wurden. 
Im gleichen Zusammenhang gilt der Überprüfungsbedarf aber bspw. auch der Organisation 
der Schulkreise, den Schnittstellen zwischen der Verwaltung der Kreisschulbehörden und den 
gewählten Behörden oder der Rolle und den Aufgaben der zentralen Verwaltung im Schul­
und Sportdepartement und des Schulamts. Die Debatte um die VBE hat zugleich gezeigt, 
dass die Anzahl involvierter Stellen, Gremien und Behörden sowie die unterschiedlichen Ebe­
nen innerhalb der Parteien äusserst hoch ist und entsprechend Wege zu finden sind, wie die­
se verschiedenen"Akteure mit ihren teils divergierenden Interessen in den Erarbeitungspro­
zess einbezogen werden können. 
Der belgische Historiker David van Reybrouck und mehrere andere Autorinnen und Autoren 
haben jüngst darauf hingewiesen, dass das althergebrachte Losverfahren - also die Beteili­
gung zufällig ausgewählter Mitglieder der Gesamtbevölkerung, die sich für das Verfahren inte­
ressieren - eine nutzbringende und hilfreiche Ergänzung der selbstverständlich abschliessend 
zuständigen gewählten demokratischen Gremien darstellen kann. Die notwendige Reorgani­
sation der Schulbehörden in der Stadt Zürich stellt aufgrund der komplexen Strukturen und der 
hohen Zahl Beteiligter ein Anwendungsgebiet dar, auf dem ein Losverfahren entscheidende 
Impulse für eine zukunftsfähige Ausgestaltung der Behördenstrukturen herbeiführen kann. 


